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Der Fall Dutrouxhat den
sexuellen Missbrauchvon

Minderjährigenins
öffentliche Bewusstsein
gerückt. Der Großteil der
Kindesmisshandlungen

spielt sichjedoch nach wie
vorinnerhalb

der Familien ab.

Jean−Marie Heitz ist wütend.
Gemeinsammit anderen Aktivis-
tInnen des "Weißen Komitees"
aus Bastogne wartet er vor dem
Justizpalast in Arlon vergeblich
darauf, in den Gerichtssaal
hineingelassen zu werden. Er
möchte dabei sein, wenn dem
Kinderschänder Marc Dutroux
und seinen Komplizen der Pro-
zess gemacht wird. "Da werden
fünf Millionen Euro für das Ver-
fahren und für Dutroux' Schutz
ausgegeben − und wir dürfen
nicht einmal zuschauen", regt
sich Heitz auf, während ein an-
derer Mitstreiter des Komitees
ein Herz aus Pappe hoch hält:
Darauf sind die Fotos von zwei
Dutroux−Opferngeklebt.
Die so genannten Weißen Ko-

mitees treten nicht nur für die
juristische Aufarbeitung des Du-
troux−Falls ein. Sie haben sich
vor allemauch den Schutz von
Kindern vor Gewalt zur Aufgabe
gemacht. Engagierte BürgerIn-
nen hatten die Komitees in den
1990er Jahren gegründet, nach-
dem das Versagen der belgi-
schen Justiz bei den Ermittlun-
gen zu demFall bekannt gewor-
den war. Ihre spektakulärste Ak-
tion war der "Weiße Marsch" i m
Oktober 1996, als mehr als
250.000 Menschen durch die
Straßen Brüssels zogen. Als Re-
aktion auf den Dutroux−Schock
hat die belgische Regierung ge-
gen Ende der 1990er Jahre zwar
verschiedene Gesetze zum
Schutz von Minderjährigen auf
den Weggebracht. Doch die Bel-
gierInnen hatten das Vertrauen
in ihren Staat längst verloren.
Besonders die Eltern der getöte-
ten Kinder sahen sich von den
Behördenalleingelassen.
Jean−Denis Lejeune zog

daraus persönliche Konsequen-
zen. Der Vater der von Dutroux
1995 entführten und in einem
Kellerverlies verhungerten acht-
jährigen Julie gründete 1998
"Child Focus",eine Hilfsorganisa-
tion für vermisste und sexuell
misshandelte Kinder. "Damit die
Fehler sich nicht wiederholen,
die meiner Tochter undanderen
Kindern zum Verhängnis wur-
den", erklärt Lejeune. Mittler-
weile hat "Child Focus" 40 fest

angestellte MitarbeiterInnen
und verfügt über ein Netz von
1.300 ehrenamtlichen HelferIn-
nen. In der Brüsseler Zentrale
können in einer Stunde bis zu
2.000 Plakate gedruckt werden,
während ein "Case Manager" in
der jeweiligen Stadt die Suchak-
tion koordiniert, die betroffene
Familie betreut und den Kontakt
zur Polizei hält. Die Organisation
− Jahresbudget: 3,3 Millionen Eu-
ro − wird zur Hälfte vom belgi-
schenStaat bezuschusst.
"ChildFocus" ist über die Not-

rufnummer 110 rund umdie Uhr
zu erreichen. Pro Jahr gehen et-
wa 200.000 Anrufe ein, i m ver-
gangenen Jahr wurde 2.954 Fäl-
len nachgegangen. Neben ver-
schwundenen Kindern geht es
um Kinderhandel und um die
sexuelle Ausbeutung von Kin-
dern. Seit 2001 gibt es auch ei-
nen europaweiten Zusammen-
schluss gleichartiger Initiativen.
AußerakutenFällen widmet sich
"Child Focus" der Prävention.
So gibt es seit 2002 ein Projekt
gegen Kinderpornografie i m
Internet.
"Der Fall Dutroux hat die Ge-

sellschaft enormfür die Themen
Kindesmissbrauch und Pädophi-
lie sensibilisiert", sagt Freddy
Dewille vom"L' Observatoire ci-
toyen", einer Organisation, die
für die lückenlose Aufklärung
der Dutroux−Affäre kämpft. Dies
gilt auchfür Luxemburg: Sexuel-
len MissbrauchvonKindernhät-
te es zwar schon immer gege-
ben, seit demSkandal in Belgien
sei er jedoch verstärkt ins öf-
fentliche Bewusstsein gerückt,
meint Marie−Anne Rodesch−Hen-
gesch, die Ombudsfrau für die
Rechte der Kinder. "Die Statisti-
kensindaber mit Vorsicht zuge-
nießen", warnt Camille Weydert,
Jugendschutzbeauftragter der
Polizei. Manchmal werde der
Vorwurf des sexuellen Miss-
brauchs auch nur benutzt, um
zumBeispiel inScheidungsfällen
dem anderen Ehepartner eins
auszuwischen.
Zwischen den "grausamen

Verbrechen des Psychopathen
Dutroux" und demGroßteil von
Fällen sexuellen Missbrauchs
unterscheidet der Psychologe

Gilbert Pregno von der Fondati-
on Kannerschlass. Die ExpertIn-
nen sind sich bewusst: Etwa 90
Prozent der Missbrauchsfällege-
schehen innerhalb der Familie.
"Umso weniger dringt davon
nachaußen", betont derweil Ro-
desch−Hengesch undfügt hinzu,
dass gerade deshalb die Auf-
merksamkeit von LehrerInnen
undBetreuerInnengefragt seien.
Diese könnten veränderte Ver-
haltensweisen als erste Anzei-
chen eines Missbrauchs deuten.
"Oft ist nur eine einzige Aussage
des Kindes der entscheidende
Hinweis auf einen Missbrauch",
sagt die Ombudsfrau. "Danach
zieht es sichzurück."
"Vieles wird vertuscht und

bleibt i m Verborgenen", sagt
auch Danielle Collée vom
Mëederchershaus. "Die Familie
wirdi mmer noch− besonders in
Luxemburg− heilig gesprochen."
Dennoch werde heute wesent-
lich offensiver mit dem Thema
umgegangen als früher. Das
Mëederchershaus betreut Mäd-
chen und junge Frauen, die Op-
fer sexuellen Missbrauchs ge-
wordensind.
Zwar gibt es in Luxemburg

noch andere Strukturen, an die
sich Opfer sexuellen Miss-
brauchs wenden können. "Die
reichen aber nicht aus", meint
Marie−Josée Cremer von Alupse−
Dialogue, der nach eigenen An-
gaben ersten Anlaufstelle in Lu-
xemburg für Missbrauchsopfer.
Alupse−Dialogueist einevonfünf
Organisationen, die in der Kri-
senintervention arbeiten und
über die Telefon−Hotline495854
zuerreichensind.

DemTäter in
die Augen schauen
"Ein Drittel der Kinder teilt

sich mit, ein Drittel sagt es erst
später und ein Drittel sagt es
nie", berichtet Gilbert Pregno.
Die Angst, vom Missbrauch zu
erzählen, prägt das spätere Le-
ben. "In Frauenhäusern kamen
oft Frauen zu mir, die Probleme
in ihrem Sexualleben hatten",
berichtet Marie−Anne Rodesch−
Hengesch. "ImLaufe der Gesprä-
che stellte sich heraus, dass sie
während ihrer Kindheit sexuell
missbraucht wurden." Eine Öff-
nungnachaußensei deshalbein
wichtiger Schritt, meint die Om-
budsfrau, ein weiterer die Ge-
wissheit, dass der Täter vor Ge-
richt gestellt und bestraft wird.
"Dem Täter in die Augen zu
schauen, wirkt befreiend."
Dasist einer der Gründe, wes-

halb auch Sabine Dardenne vor
Gericht gegen Marc Dutrouxaus-
sagen will. Die heute 20−Jährige
wari mAugust 1996aus demKel-
lerverlies des Kinderschänders
gerettet worden − nach einem
drei monatigen Martyrium. "Du-
troux muss bezahlen", sagte sie
vor demProzess. In Arlonfehlen
dagegen die Eltern von Julie
Lejeune und Mélissa Russo. "Wir
wollen nicht an diesem Zirkus
teilnehmen", sagt Carine Russo
gegenüber der Presse.
Auch Freddy Dewille verfolgt

den Prozess kritisch. "Die Orga-
nisatoren haben schon jetzt ei-
nen Oscar verdient", meint der
Aktivist vom "Observatoire Ci-
toyen", der während des Du-
troux−Prozessesin der Nähe des
Justizpalasts ein Informations-
büro eingerichtet hat. Ein weite-
rer "Dutroux−Effekt" i m öffentli-
chen Bewusstsein wie in den
90er Jahren werde es aber wohl
kaumgeben.

StefanKunzmann

Migranten alspolitische Zaungäste
Sind die I mmigrantI nnen i n Luxemburg politische Ak-
teure oder Zuschauer? Diese Frage haben sich Asti
und Clae i n ei nemgemeinsamen Kommuniqué vor der
am kommenden Samstag stattfi ndenden Conférence
Nati onale pour Etrangers gestellt. Die bei den Auslän-
derorganisation nennen i n der Tat Zahlen, die zum
Nachdenken Anlass geben: Der Anteil der Ei nwohne-
rI nnen Luxemburgs, die auch das Recht der politi-
schen Partizi pati on haben, ist seit 1980 von 82 Pro-
zent auf 62 Prozent gesunken. Nur etwa ei n Drittel da-
von nehmen als WählerI nnen aktiv am politischen Le-
ben teil, die anderen beschränken sich auf die Zu-
schauerrolle.
Zwar wurden die Nicht−LuxemburgerI nnen für die Eu-
ropa− und Kommunal wahlen dazu aufgerufen, sich i n
die Wählerlisten ei nzuschrei ben, konstatieren Asti und
Clae, fügen aber hi nzu: "Les partis politi ques restent
discrets." Der Luxemburger Demokratie drohe der
Verl ust i hrer Basis. Die beiden NGOs zei gen ei nen wei-
teren Missstand auf: Erst vor kurzem suchte ei ne Ge-
mei nde ei nen Berufsfeuerwehrmann − allerdi ngs
musste der Bewerber die l uxemburgische Nationalität
vorweisen. Da stellt sich wiederum die Frage: Löscht
man ei n Feuer mit ei nem Luxemburger Pass besser
als mit ei nemportugiesischen?

Uneinsüber vereinigte EU−Linke
Schon Leni n sagte: "Die Arbeitersache braucht die Ei n-
heit unter den Marxisten, nicht die mit den Verfäl-
schern des Marxismus." Von denen gi bt es aus Sicht
der großen Linksparteien i n Europa (deutsche PDS
und französische KP) viele. Sie wollen bei m Grün-
dungskongress der gemei nsamen Europäischen
Li nkspartei (EL) i m April Splitterparteien wie die DKP
i n Deutschland oder die französischen Trotzkisten
(LSP) ausschließen. Das bereitet Déi Lénk Probleme.
Am Sonntag will sie deswegen auf ei ner Sondersit-
zung über die Frage diskutieren, welche Haltung sie
gegenüber der EL ei nnehmen soll. Die Mehrheit fa-
vorisiert ei nen Beobachterstatus. Aber nicht aus Pro-
test gegen die Ausschl usspolitik der Großen, wie Déi
Lénk−Mitglied Justi n Turpel betont, sondern umall ge-
mei n zu sondieren, was ei n solcher europaweiter Zu-
sammenschluss bri ngt. Déi Lénk ist bereits seit ei ni-
ger Zeit bei der Europäischen Antikapitalistischen Li n-
ken (EAL) aktiv, ei n bisher l ockeres Bündnis li nker
Parteien, das sich aber wiederum von staatstragenen
Li nksparteien (eben PDS und KP−Frankreich) distan-
ziert. Ei ne Mitgliedschaft sowohl bei der EL als auch
bei der EAL ist deswegen inhaltlich nicht begründbar.
Gestritten wird amSonntag wohl trotzdemnicht. Denn
bevor Déi Lénk darüber diskutiert, welches Li nks-
bündnis sie bevorzugen, wollen sie zunächst ei nmal
herausfi nden, ob so etwas wie ei n Beobachterstatus
bei der EL überhaupt möglich ist.

Gemeinsamsind wir stark
DP−Transportminister Henri Grethen steht ei ne weitere
Machtprobe i m öffentlichen Transport bevor: Nach-
dem bisher vor allem die Umweltorganisation Mouve-
ment écologi que und der Landesverband FNCTTFEL
die Transportpolitik der Regierung scharf kritisiert hat-
ten, hat sich nun ei ne breite Front gegen den Gesetz-
entwurf der Regierung zum öffentlichen Transport ge-
bil det. Auf ei ner Pressekonferenz am Donnerstag
wehrte sich ei n Bündnis aus AÖT, LCGB, FNCTFEL,
Méco, OGBL und Syprol ux(si nd wir hier i n der DDR?)
gemei nsamgegen die Pläne von Grethen, den gesam-
ten nationalen, öffentlichen Transport zu zentralisieren
und dabei Rentabilitätskriterien verstärkt zu berück-
sichti gen. I n ei nem elfseiti gen Papier hei ßt es, damit
werde "rei n wirtschaftlichen Tendenzen Tür und Tor
geöffnet". Der Gesetzentwurf sieht unter anderem die
Ei nrichtung einer "Régie Générale des Transports Pu-
blics" (RGTP) mit ei nemstaatlich ernannten fünfköpfi-
gen Verwaltungsrat vor, das die verschiedenen öffent-
lichen Transportnetze koordi nieren und auch autorisie-
ren soll. Damit würden die Akteure de facto und i ns-
besondere die Gemei nden entmündigt, befürchtet das
Bündnis. Seine Kritik an dem Gesetzentwurf Nr. 5125
"sur les transport publics" kann unter www.umwelt-
zenter.l u gelesen werden.
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